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Die individuelle Betroffenheit und subjektive Wahrnehmung von 
Beschäftigungsproblemen 

Ergebnisse einer Repräsentativbefragung 

Heinz-Herbert Noll* 

Der vorliegende Beitrag stellt Ergebnisse aus einer für die Bundesrepublik repräsentativen Bevölkerungs-
umfrage vor, die primär erhoben wurde, um das im Rahmen des SPES-Projekts entwickelte System sozialer 
Indikatoren für Arbeitsmarkt- und Beschäftigungsbedingungen zu ergänzen und zu vertiefen. 

Im Mittelpunkt der Untersuchung steht die Ermittlung der individuellen Betroffenheit von Beschäftigungs-
problemen, wie z. B. erfahrene Arbeitsplatzverluste und Arbeitslosigkeit und deren subjektive Wahrneh-
mung und Bewertung. Dabei werden auch Fragen der aktuellen arbeitsmarktpolitischen Diskussion ange-
sprochen, wie z. B. das Interesse der Erwerbstätigen an Arbeitszeitverkürzungen und ihre Bereitschaft, sich 
an einer Politik der Arbeitsumverteilung zu beteiligen. 

Die Untersuchung der latenten Erwerbswünsche ergab, daß jeder dritte Nichterwerbstätige den Wunsch 
hat, berufstätig zu sein, ohne dies in der augenblicklichen Situation und unter den gegebenen Umständen 
realisieren zu können. Unter den Hausfrauen im erwerbsfähigen Alter trifft dies sogar für jede zweite zu. 

Jeder fünfte Erwerbstätige würde seine derzeitige Stelle lieber gegen eine andere tauschen, wenn sich dazu 
eine Gelegenheit ergeben würde. 

Die Erwerbstätigen beurteilen ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt inzwischen weitaus pessimistischer als 
vor der Beschäftigungskrise. Dabei zeigt sich, daß die subjektive Bewertung die realen Erfahrungen weitge-
hend zuverlässig widerspiegelt. 

Fast ein Viertel aller Befragten gibt an, den Zustand der Arbeitslosigkeit aus eigener Erfahrung zu kennen 
und in ihrem bisherigen Berufsleben mindestens einmal länger als einen Monat unfreiwillig arbeitslos gewe-
sen zu sein. Die Zukunftsungewißheit, die Beeinträchtigung des Lebensstandards und die negative Beein-
flussung des Familienlebens werden als wichtigste Begleiterscheinungen der Arbeitslosigkeit angesehen. 
Die Bewertung der finanziellen Absicherung im Falle der Arbeitslosigkeit fällt überraschend kritisch aus. 

Ein Drittel der abhängig Beschäftigten würde eine kürzere Arbeitszeit dem gegenwärtigen Umfang vorzie-
hen. Achtzig Prozent aller Erwerbstätigen erklären sich bereit, durch eine Verkürzung ihrer Arbeitszeit eine 
Umverteilung des Gesamtarbeitsvolumens zu unterstützen, wobei aber nur dreißig Prozent dabei auch Ein-
kommensverluste in Kauf nehmen würden. 

Gliederung 

1. Einleitung 

2. Erwerbswünsche, Stellenzufriedenheit und Arbeitszeit-
präferenz 

 

2.1 Erwerbswünsche und -barrieren 
2.2 Die Zufriedenheit mit der eigenen Tätigkeit als sub-

jektiver Indikator für ein qualitatives Beschäftigungs-
defizit 

2.3 Arbeitszeitpräferenzen und die Bereitschaft der Er-
werbstätigen zu einer Politik der solidarischen Um-
verteilung der Arbeitszeit 

3. Risiken und Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
3.1 Die erfahrene und wahrgenommene Sicherheit des 

Arbeitsplatzes 
3.2 Die subjektive Beurteilung der Arbeitsmarktchancen 

* Dipl.-Soziologe Heinz-Herbert Noll ist Mitarbeiter im SPES-Projekt der 
Sozialpolitischen Forschergruppe Frankfurt/Mannheim, mit Sitz am Lehrstuhl 
für Soziologie III an der Universität Mannheim. Der Beitrag liegt in der 
alleinigen Verantwortung des Autors. 

1) Die Mittel für diese Umfragebeteiligung wurden von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft zur Verfügung gestellt, die auch das SPES-Projekt 
finanziert. 

2) Vgl. dazu Zapf, W. (Hg.), Lebensbedingungen in der Bundesrepublik, Sozialer 
Wandel und Wohlfahrtsentwicklung, Frankfurt/New York 19782. 

4. Die Betroffenheit von Arbeitslosigkeit und ihre Bedeu-
tung 
4.1 Betroffenheit oder Erfahrung mit Arbeitslosigkeit 
4.2 Dimensionen der Bedeutung von Arbeitslosigkeit und 

ihre Wichtigkeit 
4.3 Die subjektive Beurteilung der sozialen Sicherung bei 

Arbeitslosigkeit 

1. Einleitung 
Im Sommer 1977 haben sich Mitglieder der Sozialpolitischen 
Forschergruppe Frankfurt/Mannheim (SPES-Projekt) an der 
vom Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen 
durchgeführten Mehrthemenbefragung „ZUMABUS 1977“ 
beteiligt1), um das vorliegende SPES-Indikatorensystem2) 
durch zusätzliche Informationen in zwei inhaltlichen Berei-
chen – Beschäftigung und Partizipation – zu ergänzen, zu 
vertiefen und zu verbessern. Darüber hinaus sollte aber 
zugleich auch eine Datenbasis für weitergehende Analysen 
geschaffen werden. An dieser Stelle sollen erste Ergebnisse 
vorgestellt und diskutiert werden, soweit sie Probleme der 
Beschäftigung betreffen. In der für diesen inhaltlichen 
Bereich zur Verfügung stehenden Interviewzeit konnten 
insgesamt 16 Fragen gestellt werden. 
Die Konzeption des Befragungsprogramms knüpft an die 
bisher vorliegenden Ansätze eines Indikatorensystems für 
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den Bereich Arbeitsmarkt und Beschäftigungsbedingungen 
an3). Insbesondere wurde versucht, wenigstens einige der 
dort erkannten Informationslücken zu schließen, die sich an 
vielen Stellen in unerfreulich großen Diskrepanzen zwischen 
den unter Validitätskriterien theoretisch als angemessen er-
achteten und den tatsächlich quantifizierbaren Indikatoren 
niedergeschlagen haben. 
Der geringe Umfang der zur Verfügung stehenden Interview-
zeit machte die Konzentration auf wenige Zieldimensionen 
erforderlich. Bei der Aktualität der Beschäftigungsproblema-
tik lag es nahe, die Befragung auf ausgewählte Dimensionen 
der Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes zu konzentrieren. 
Dabei war zu berücksichtigen, daß das Instrument der reprä-
sentativen Bevölkerungsumfrage nicht für alle interessieren-
den Fragestellungen gleichermaßen gültige und zuverlässige 
Informationen verspricht. Nicht zuletzt deshalb nimmt auch 
die Ermittlung von subjektiven Situationsdeutungen und Be-
urteilungen im Befragungsprogramm relativ großen Raum 
ein. Die mit den Umfrageergebnissen beabsichtigten Unter-
suchungen beziehen sich auf drei Komplexe von inhaltlichen 
Fragestellungen: 
- Die   Messung  von  Arbeitsmarktdysfunktionalitäten  im 

Rahmen eines Konzeptes quantitativer und qualitativer Be-
schäftigungsdefizite . 

- Die Deskription erfahrener und subjektiv wahrgenomme-
ner Arbeitsplatzsicherheit und Arbeitsmarktchancen. 

- Die Identifizierung des Ausmaßes an erfahrener Arbeitslo-
sigkeit in der Bevölkerung und die Bestimmung der Bedeu-
tung der Arbeitslosigkeit im gegenwärtigen gesellschaftli-
chen Kontext. 

Die ZUMA-Mehrthemenbefragung 1977 umfaßt insgesamt 
2 002 Personen. Zielpopulation waren alle in der Bundesre-
publik und West-Berlin in Privathaushalten wohnenden 
Deutschen ab 18 Jahren. Die Befragungspersonen wurden 
durch eine geschichtete, mehrstufige Zufallsstichprobe 
(ADM-Master-Sample) ausgewählt. Die Feldarbeit wurde in 
der Zeit vom l. Juni bis 11. Juli 1977 von Infratest München 
durchgeführt. Die Ergebnisse der Befragung liegen in der 
Form einer OSIRIS-Datei vor. Alle Rechenarbeiten bei der 
Auswertung der Daten wurden am Rechenzentrum der Uni-
versität Mannheim, überwiegend mit dem Statistikpro-
grammpaket SPSS, durchgeführt. 

2. Erwerbswünsche, Stellenzufriedenheit und Arbeits-
zeitpräferenz 

2.1 Erwerbswünsche und -Barrieren 
Mit der Ermittlung des Ausmaßes an unbefriedigten Er-
werbswünschen unter den Nichterwerbstätigen wurde ein er-
ster Versuch unternommen, jenes Beschäftigungsdefizit we-
nigstens annäherungsweise zu quantifizieren, das mit dem 
Begriff der „latenten Arbeitslosigkeit“ bezeichnet wird. La-
tente Arbeitslosigkeit liegt vor, wenn Nichterwerbstätige, die 
gerne erwerbstätig sein würden, ihren Erwerbswunsch unter 
den gegebenen Arbeitsmarktverhältnissen und/oder infra-
strukturellen Bedingungen nicht realisieren können. Dies ist 
zum Beispiel der Fall, wenn Arbeitsplätze in unzureichender 
Menge angeboten werden, die Arbeitszeitregelungen zu un-
flexibel sind, die Verkehrsverbindungen nicht ausreichen 
oder Kinderbetreuungsmöglichkeiten fehlen. 

3) Vgl. Noll, H.-H., Soziale Indikatoren für Arbeitsmarkt und 
Beschäftigungsbedingungen. In: W. Zapf, a.a.O., S. 209-322. 

4) Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, Perspektiven der 
Arbeitsmarktpolitik, Bonn 1974, S. 7. 

5) Vgl. Reigrotzki, E., Soziale Verflechtungen in der Bundesrepublik, Tübingen 
1956. 

Die subjektiven Beschäftigungswünsche erwerbsfähiger Per-
sonen sind diesem Konzept nach das entscheidende Kriterium 
für die Feststellung, ob in einer Gesellschaft ein ausreichendes 
Angebot an Beschäftigungsmöglichkeiten vorliegt oder nicht. 
Diese, einem Bedürfnisansatz verpflichtete Sichtweise findet 
auch in der politischen Diskussion zunehmend Anerkennung 
und wird normativen Aussagen über eine angemessene Er-
werbsbeteiligung neuerdings vorgezogen. Das Bundesmini-
sterium für Arbeit und Sozialordnung hat zum Beispiel das 
Ziel der Vollbeschäftigung so interpretiert, daß ,,jedem der 
dies wünscht, die Möglichkeit zur Erwerbstätigkeit gegeben 
sein soll“4). Wenn man nicht davon ausgeht, daß jeder 
Wunsch nach Aufnahme einer Erwerbstätigkeit sich auch in 
einer effektiven Nachfrage nach einem Arbeitsplatz manife-
stieren muß und damit einem naiven Marktmodell folgt, so 
scheint es plausibel, bei der Ermittlung unbefriedigter Er-
werbswünsche auf das Instrumentarium der Repräsentativbe-
fragung zurückzugreifen. 
In der vorliegenden Befragung wurde der Wunsch, berufstä-
tig zu sein, für die Population der Nichterwerbstätigen mit 
einer Frage ermittelt, die aus einer Untersuchung der fünfzi-
ger Jahre zur sozialen Verflechtung in der Bundesrepublik 
übernommen wurde 5). Sie lautet: ,,Würden Sie sich wün-
schen oder nicht wünschen, heute irgendwo berufstätig zu 
sein?“. Mögliche Bedenken gegen die Frageformulierung 
wurden angesichts der Chance, einen Zeitvergleich vorneh-
men zu können, zurückgestellt, da die Indikatorenforschung 
mehr als andere auf Zeitreihen und damit Kumulation in der 
Datenerhebung angewiesen ist. 
Unsere Untersuchung ergab, daß jeder dritte Nichterwerbs-
tätige eine Berufstätigkeit wünscht und demnach seinem ak-
tuellen Status vorziehen würde. Ein Drittel gibt an, für die 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit zu alt oder zu krank zu 
sein, und weitere 32 Prozent erklären, eine Berufstätigkeit 
nicht zu wünschen. Tabelle l zeigt die genaue Antwortvertei-
lung für die drei in diesem Zusammenhang unterschiedenen 
Gruppen von Nichterwerbstätigen: Hausfrauen, Rentner 
und Schüler beziehungsweise Studenten. 

 
Frage: Würden Sie sich wünschen oder nicht wünschen, heute ir-

gendwo berufstätig zu sein? 
Während nur ein geringer Teil der Rentner einen Wunsch 
nach Erwerbstätigkeit artikuliert und die Angaben der Schüler 
und Studenten nicht in der gleichen Weise interpretierbar sind 
wie die der anderen Gruppe, weil sie sich noch in einem 
vorberuflichen Stadium der Biographie befinden, beträgt der 
Anteil derjenigen, die sich eine Berufstätigkeit wünschen, un-
ter den Hausfrauen, der größten und unter Erwerbspotential-
gesichtspunkten relevantesten Gruppe unter den Nichter-
werbstätigen, mehr als 40 Prozent. Von den Hausfrauen im 
erwerbsfähigen Alter wünscht sich mit 55 Prozent mehr als 
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jede zweite, berufstätig zu sein. Dieser Anteil steigt in der 
Gruppe der 25- bis 34jährigen Hausfrauen sogar bis auf über 
70 Prozent an und ist in der Gruppe der 50- bis 63jährigen mit 
25 Prozent am geringsten. Ein Einfluß der schulischen Bil-
dung auf die Häufigkeit eines Erwerbswunsches konnte in 
unserer Untersuchung nicht festgestellt werden; auch das Ni-
veau der beruflichen Bildung wirkt sich nur geringfügig aus. 
Einen deutlicheren Einfluß übt dagegen die Höhe des Haus-
haltseinkommens darauf aus, wie groß der Anteil derjenigen 
ist, die sich eine Erwerbstätigkeit wünschen. Hausfrauen mit 
einem Haushaltseinkommen von mehr als DM 2 000 (netto) 
gaben mit 44 Prozent signifikant6) häufiger an, nicht berufstä-
tig sein zu wollen, als Hausfrauen mit einem Haushaltsein-
kommen von weniger als DM 2 000 (33 Prozent)7). 
Gerade wenn man feststellt, daß der Wunsch nach Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit besonders unter den nichterwerbstäti-
gen Hausfrauen sehr verbreitet ist, stellt sich die Frage, 
warum dieser Erwerbswunsch nicht realisiert wird oder wer-
den kann. In einer diesbezüglichen Frage wurden in Anleh-
nung an eine frühere Untersuchung von Weltz8) verschiedene 
mögliche Hinderungsgründe genannt und deren subjektive 
Relevanz ermittelt. 

 

6) Die statistische Signifikanz wurde nach dem Chi-Quadrat-Test ermittelt. Als 
statistisch signifikant werden Ergebnisse bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit 
von ≤ 5 Prozent bezeichnet. 

7) Die beschränkte Stichprobengröße erlaubt es nicht, den Einfluß der 
Einkommensvariablen differenzierter zu untersuchen. 

8) Weltz, F., Bestimmungsgrößen der Frauenerwerbstätigkeit – Ergebnisse einer 
Umfrage, hektographierter Forschungsbericht, München 1970. 

9) Die entsprechende Frage lautete:,, Ist oder wäre es für Sie eigentlich leicht, 
schwierig oder praktisch unmöglich, eine geeignete Stelle zu finden?“ 

10) Vgl. Noll, H.-H., a. a. O., S. 257. 

Wie Tabelle 2 zeigt, sind die Verpflichtungen im Zusammen-
hang mit der Kinderbetreuung für die Gruppe der Hausfrau-
en, die den Wunsch haben, erwerbstätig zu sein und im er-
werbsfähigen Alter sind, die meistgenannten Gründe, die ei-
ner Realisierung ihres Wunsches entgegenstehen. Von 40 
Prozent dieser Hausfrauen wird der Grund ,,Ich möchte 
mein Kind nicht in fremde Hände geben“ und von 32 Prozent 
werden fehlende Möglichkeiten der Kinderbetreuung als 
Hinderungsgrund genannt. Daneben sind aber offensichtlich 
auch das mangelhafte Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen und 
die geringe Flexibilität in der Arbeitszeitgestaltung wesentli-
che Gründe, die die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit bei den 
Hausfrauen verhindern. 
Von den Rentnern, die noch gerne erwerbstätig sein würden, 
wird ihr Alter, die gesundheitliche Überforderung, der gene-
relle Mangel an Arbeitsplätzen und das Fehlen von Möglich-
keiten der Teilzeitbeschäftigung am häufigsten genannt. 
Schüler und Studenten werden erwartungsgemäß primär 
durch die noch nicht abgeschlossene Ausbildung an der Auf-
nahme einer Erwerbstätigkeit gehindert. 
Die Vermutung, daß es neben der offenen Arbeitslosigkeit 
auch ein Beschäftigungsdefizit in einer latenten Form gibt, 
wird durch die erhobenen Daten nicht widerlegt, sondern un-
terstützt: Ein großer Teil der Nichterwerbstätigen, unter den 
Hausfrauen im erwerbsfähigen Alter jede zweite, äußert den 
Wunsch, erwerbstätig zu sein, ohne dies in der gegenwärtigen 
Situation und unter den gegebenen Umständen realisieren zu 
können. Allerdings, das deuten unsere Ergebnisse an, kann 
dieser Befund nicht allein dem Arbeitsmarkt oder dem Be-
schäftigungssystem angelastet werden, obwohl immerhin 
zwei Drittel der Hausfrauen im erwerbsfähigen Alter, die 
gerne erwerbstätig sein würden, ihre Arbeitsmarktchancen 
subjektiv als gering einschätzen9). Neben fehlenden oder zu 
unflexiblen Beschäftigungsmöglichkeiten sind es Mängel der 
Infrastrukturausstattung, aber auch Probleme der familiären 
Rollenverteilung, die bei bestimmten Gruppen die Aufnahme 
einer Berufstätigkeit verhindern. Dennoch spricht einiges für 
die Aufrechterhaltung der These, daß die Arbeitsmarktpoliti-
ker die gegenwärtigen Beschäftigungsprobleme unterschät-
zen, wenn sie „nur“ die registrierte Arbeitslosigkeit im Auge 
haben, die Versperrung des Zugangs zum Beschäftigungssy-
stem für relevante Gruppen von Nichterwerbstätigen aber 
übersehen. 

2.2 Die Zufriedenheit mit der eigenen Tätigkeit als 
subjektiver Indikator für ein qualitatives 
Beschäftigungsdefizit 

Eine hohe Lebensqualität im Bereich des Arbeitslebens wird 
nicht allein schon dadurch gewährleistet, daß wer arbeiten 
will, überhaupt eine Gelegenheit dazu findet, sondern ist erst 
dann gegeben, wenn die berufliche Tätigkeit auch den Nei-
gungen und Fähigkeiten entspricht. Derartige Zielvorstellun-
gen sind nur wenig umstritten und in den meisten arbeits-
markt- und beschäftigungspolitischen Programmen enthal-
ten. Bei einer Diskrepanz zwischen der Präferenzstruktur der 
Arbeitsuchenden und Beschäftigten und der Art der angebo-
tenen und eingenommenen Arbeitsplätze soll deshalb von ei-
nem qualitativen Beschäftigungsdefizit gesprochen werden. 
Die Messung eines derartigen Defizits wirft allerdings erheb-
liche Probleme auf. Deshalb konnte für diese Zieldimension 
bisher auch noch kein befriedigender Indikator angeboten 
werden10). Im Rahmen dieser Repräsentativbefragung wurde 
erstmalig versucht, das Vorliegen eines qualitativen Beschäf-
tigungsdefizits über einen subjektiven Indikator zu ermitteln. 
Mit der Frage „Entspricht Ihre gegenwärtige Stelle, was die 
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Arbeit selbst angeht, im großen und ganzen Ihren Vorstellun-
gen, oder würden Sie Ihre Stelle lieber tauschen, wenn Sie die 
Gelegenheit dazu hätten?“ sollte die Zufriedenheit mit den 
arbeitsinhaltlichen Aspekten der Berufstätigkeit angespro-
chen und gleichzeitig der Einfluß der Arbeitsmarktkonstella-
tion auf diese Zufriedenheit weitgehend ausgeschaltet wer-
den. 
Die Untersuchung ergab, daß jeder fünfte Erwerbstätige seine 
derzeitige Stelle bei Gelegenheit lieber gegen eine andere tau-
schen würde. Dies trifft für Frauen und Männer gleicherma-
ßen zu. Einen deutlichen und signifikanten Einfluß übt die 
Altersvariable auf die Zufriedenheit mit der gegenwärtigen 
Stelle aus. Gegenüber 32 Prozent der 18- bis 32jährigen, die 
ihre Stelle lieber tauschen würden, sind es unter den 50- bis 
65jährigen nur zwölf Prozent. Hier wird die generelle Er-
kenntnis der Zufriedenheitsforschung erneut bestätigt, daß 
die Zufriedenheit mit steigendem Alter zunimmt, wohl vor 
allem deshalb, weil Selektions- und Anpassungsprozesse 
dazu führen, daß die Personen sich im Laufe der Zeit mit den 
gegebenen Verhältnissen abfinden 11). 
Beeinflußt wird die Zufriedenheit mit der gegenwärtigen Ar-
beitsstelle auch durch die Höhe des erreichten Schulabschlus-
ses. Je höher der Abschluß, desto geringer ist der Wunsch, 

11)Vgl. Herzberg, F., u. a., Job Attitudes: Review of Research and Opinion, 
Pittsburg 1957, S. 11; sowie Kern, H. l Schumann, M. Industriearbeit und 
Arbeiterbewußtsein, Frankfurt a. M. 1970, Bd. l, S. 187. 

12) Vgl. Mertens, D., Arbeitslosigkeit darf kein Dauerschicksal sein, FAZ Nr. 
158, 26. Juli 1978, S. 6. 

sich zu verändern. Diesen Wunsch äußerten neun Prozent der 
Erwerbstätigen mit Abitur oder Fachhochschulreife gegen-
über 21 Prozent der Erwerbstätigen mit einem Volks- oder 
Hauptschulabschluß. Einen ähnlichen Effekt bewirkt auch 
das Niveau der beruflichen Bildung: Der größte Anteil von 
Zufriedenen findet sich in der Gruppe der Hochschul- oder 
Fachhochschulabsolventen (91 Prozent), der geringste in der 
Gruppe der Erwerbstätigen mit einer gewerblichen oder 
landwirtschaftlichen Lehre (76 Prozent) oder ganz ohne Ab-
schluß (77 Prozent). 
Die Aufgliederung nach der Stellung im Beruf ergibt signifi-
kante Unterschiede zwischen Beamten, Angestellten und Ar-
beitern. Während von den Beamten nur jeder 15. angibt, seine 
Stelle lieber gegen eine andere tauschen zu wollen, ist es unter 
den Arbeitern jeder vierte. Innerhalb der Gruppen der Beam-
ten, Angestellten und Arbeitern läßt sich ein Zusammenhang 
derart nachweisen, daß Beschäftigte mit qualifizierten Tätig-
keiten mit ihrer Stelle zufriedener sind als Beschäftigte mit 
weniger qualifizierten Tätigkeiten. Der größte Anteil von Be-
schäftigten, die eine andere Stelle ihrer gegenwärtigen vorzie-
hen würden, findet sich unter den ungelernten Arbeitern mit 
44 Prozent. 

2.3 Arbeitszeitpräferenzen und die Bereitschaft der Erwerbstäti-
gen zu einer Politik der solidarischen Umverteilung der Arbeits-
zeit 

In der Diskussion über Möglichkeiten zur Lösung der andau-
ernden Beschäftigungsprobleme nehmen Vorschläge zur 
Verkürzung oder einer flexibleren Gestaltung der Arbeitszeit 
in ihren verschiedenen Dimensionen eine prominente Stel-
lung ein. Zunehmend setzt sich dabei die Auffassung durch, 
daß es zu einer umverteilungsorientierten oder ,arbeitszeit-
elastischen' Arbeitsmarktpolitik im Augenblick keine ernst-
hafte Alternative gibt12). Das immer noch zu beobachtende 
Zögern der arbeitsmarktpolitischen Akteure, in dieser Rich-
tung initiativ zu werden, scheint nicht zuletzt darin begründet 
zu sein, daß hinsichtlich der Bereitschaft derjenigen, die eine 
Beschäftigung haben, entsprechende Maßnahmen zu akzep-
tieren und Solidarität zu beweisen, Unsicherheit besteht. 
Die Ergebnisse unserer Umfrage legen nahe anzunehmen, 
daß diese Unsicherheit unbegründet ist und daß eine Politik 
der Arbeitszeitverkürzung, wenn auch nur unter bestimmten 
Bedingungen, gute Chancen hätte, bei den Betroffenen auf 
positive Resonanz zu stoßen. 
Zu diesem Problembereich wurden zwei Fragen gestellt. Die 
eine bezieht sich auf die Ermittlung der Arbeitszeitpräferen-
zen der Erwerbstätigen und lautet: „Entspricht der Umfang 
Ihrer gegenwärtigen Arbeitszeit Ihren Wünschen, oder wür-
den Sie zeitlich lieber mehr oder weniger arbeiten, wenn sich 
das an Ihrem Arbeitsplatz einrichten ließe?“. Bezieht man nur 
die abhängig Beschäftigten in die Auswertung ein, weil nur 
diese an von außen vorgegebene feste Arbeitszeiten gebunden 
sind, so zeigt die Antwortverteilung folgendes Bild: Sechs 
Prozent geben an, lieber mehr arbeiten zu wollen, 30 Prozent 
würden lieber weniger arbeiten und 64 Prozent finden die ge-
gebenen Verhältnisse ,gerade richtig'. Die Aufgliederung 
nach der Stellung im Beruf (vgl. Tabelle 4) ergibt, daß der An-
teil von Erwerbstätigen, die eine längere Arbeitszeit dem jet-
zigen Umfang vorziehen würden, unter den Arbeitern am 
größten ist. Unter den männlichen Arbeitern äußerten im-
merhin zehn Prozent einen entsprechenden Wunsch. Der 
Anteil derjenigen, die lieber in einem geringeren Umfang er-
werbstätig sein würden, ist dagegen in der Gruppe der Ange-
stellten am größten. Am häufigsten wurde diese Präferenz 
von den männlichen Angestellten mit 37 Prozent artikuliert. 

  

408 MittAB 4/78 



 
Die Daten bestätigen die Hypothese, daß die Arbeitszeitprä-
ferenz, die auch als eine angestrebte Einkommens-Freizeit-
Kombination verstanden werden kann, durch die Einkom-
menshöhe beeinflußt wird. Die Analyse des Zusammenhangs 
zwischen Arbeitszeitpräferenz und Haushaltseinkommen er-
gab eine signifikante Abhängigkeit in der Weise, daß der 
Wunsch, länger zu arbeiten, mit steigendem Haushaltsein-
kommen abnimmt, und der Wunsch, weniger zu arbeiten, 
mit steigendem Haushaltseinkommen zunimmt. Von den 
ganztags erwerbstätigen Arbeitern, Angestellten und Beam-
ten mit einem Haushaltseinkommen bis zu DM 2 000 gaben 
zehn Prozent an, lieber mehr, und 29 Prozent an, lieber weni-
ger arbeiten zu wollen. In der entsprechenden Gruppe von 
Erwerbstätigen mit einem Haushaltseinkommen von DM 
3 000 und darüber wollten demgegenüber nur zwei Prozent 
lieber mehr, aber 38 Prozent lieber weniger arbeiten. 
Insgesamt gesehen besteht auf der Grundlage dieser Resultate 
kaum Veranlassung, neben der bekannten Kurzarbeit ein re-
levantes Potential an partieller Arbeitslosigkeit zu vermuten. 
Viel gewichtiger als die Gruppe der partiell Unterbeschäftig-
ten erweist sich vielmehr die Gruppe der Überbeschäftigten, 
also der Population, die den Umfang ihrer Arbeitszeit als zu 
groß und demnach als Belastung ansieht. Die Dominanz der 
Uberbeschäftigung in diesem Sinne wird auch darin sichtbar, 
daß nur fünf Prozent der halbtagsbeschäftigten Frauen lieber 
länger arbeiten möchten, daß aber fast vier von zehn ganz-
tagsbeschäftigten Frauen eine kürzere Arbeitszeit vorziehen 
würden. Auf der Basis derartiger Resultate kann vermutet 
werden, daß ein großer Bedarf an Teilzeitarbeitsplätzen nicht 
nur bei den arbeitslosen oder arbeitsuchenden, sondern auch 
bei den ganztagsbeschäftigten Frauen besteht. Eine Auswei-
tung des Angebots an Teilzeitarbeitsplätzen beziehungsweise 
eine flexiblere Gestaltung der Arbeitszeit an den bestehenden 
Arbeitsplätzen würde daher nicht nur mehr Zufriedenheit (79 
Prozent der halbtagsbeschäftigten weiblichen Arbeiter, An-
gestellten und Beamten sind mit ihrer gegenwärtigen Arbeits-
zeit zufrieden, gegenüber 57 Prozent der ganztagsbeschäftig-
ten), sondern auch eine Reduktion des angebotenen Arbeits-
volumens bewirken und Arbeitsplätze freimachen für dieje-
nigen, die gegenwärtig auf eine Beschäftigung verzichten 
müssen. Mit der zweiten Frage zu diesem Problembereich 
wurde die 

Einstellung zu einer Politik der Arbeitszeitumverteilung und 
die Bereitschaft der Erwerbstätigen zur Solidarität mit den 
Arbeitslosen direkt angesprochen. Sie lautet: ,,In der öffentli-
chen Diskussion wird verschiedentlich die Meinung vertre-
ten, das Problem der Arbeitslosigkeit könne nur durch Ver-
teilung der vorhandenen Arbeit auf mehr Menschen gelöst 
werden. Wären Sie persönlich bereit, deshalb weniger zu ar-
beiten, auch bei Einkommensverlusten, wären Sie nur bei vol-
lem Lohnausgleich bereit, oder wären Sie überhaupt nicht 
dazu bereit?“. 
Die Kategorisierung der Antworten wurde unter dem tarifpo-
litisch zentralen Aspekt des Lohnausgleichs vorgenommen. 
Die Resultate weisen eine hohe Bereitschaft zu einer Politik 
der Arbeitszeitverkürzung aus. Acht von zehn Erwerbstäti-
gen erklären sich persönlich bereit, durch einen Verzicht auf 
Arbeitszeit eine Umverteilung des Gesamtarbeitsvolumens 
zu unterstützen. Allerdings würden nur knapp 30 Prozent der 
Erwerbstätigen dabei auch Einkommensverluste in Kauf 
nehmen. Die genauere Untersuchung ergibt, daß Unter-
schiede in der Bereitschaft durch die Stellung im Beruf, die 
schulische und berufliche Bildung, den Verdienst und die 
DGB-Mitgliedschaft bedingt sind (vgl. Tabelle 5). Die Be-
stimmung der exakten Einflußstruktur und des Gewichts der 
einzelnen Faktoren bedarf allerdings noch weitergehender, 
insbesondere multivariater Analysen. 
Die Bereitschaft, aus Solidaritätsgründen weniger zu arbei-
ten, nimmt mit dem Grad der schulischen und beruflichen 
Bildung und mit steigendem Einkommen zu. Auffällig ist, 
daß Arbeiter weit stärker als die übrigen Gruppen auf den vol-
len Lohnausgleich bestehen. Hier wirkt sich neben der Ein-
kommenssituation offenbar auch der Einfluß der Gewerk-
schaftspolitik aus, wie die Untergliederung nach der DGB-
Mitgliedschaft unterstreicht. Die Erfüllung der Forderung, 
daß Einkommenseinbußen zumindest von den Beziehern 
niedrigerer Einkommen nicht in Kauf genommen werden 
müssen, scheint denn auch die Bedingung dafür zu sein, daß 
eine Politik der Arbeitszeitumverteilung, wie sie derzeit ge-
fordert und diskutiert wird, durchgeführt werden kann. 
Dann allerdings hätte sie gute Chancen, bei den davon betrof-
fenen Erwerbstätigen Verständnis und Zustimmung zu erzie-
len. 

3. Risiken und Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
3.1 Die erfahrene und wahrgenommene Sicherheit 
des Arbeitsplatzes 
Aus der Sicht der Erwerbstätigen wird die Arbeitsmarktpoli-
tik zumal in Krisenzeiten primär nach der Sicherheit der eige-
nen Arbeitsplätze beurteilt, das heißt nach der Größe des Ri-
sikos, den eingenommenen Arbeitsplatz durch Um- oder 
Freisetzung zu verlieren. Die Bedrohung, die von einem Ar-
beitsplatzverlust ausgeht, wird dabei als um so stärker emp-
funden, je geringer die Chance ist oder als je geringer sie sub-
jektiv wahrgenommen wird, umgehend eine mindestens 
gleichwertige Beschäftigung zu finden. 
Bei dem Versuch, angesichts der im Hinblick auf diese Ziel-
dimensionen außerordentlich unbefriedigenden Datenlage, 
hierzu im Rahmen dieser Repräsentativbefragung nähere 
Aufschlüsse zu erzielen, wurde bei der Dimension ,,Sicher-
heit des Arbeitsplatzes“ ein objektiver und ein subjektiver 
Aspekt unterschieden: die faktische Betroffenheit von Ar-
beitsplatzverlusten in dem als noch überschaubar angesehe-
nen Zeitraum seit 1970 sowie die subjektive Einschätzung der 
Bedrohung des gegenwärtigen Arbeitsplatzes in der nahen 
Zukunft durch Arbeitslosigkeit oder erzwungenen Arbeits-
platzwechsel. 
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Wählt man als Bezugsgruppe die Personen, die zum Zeit-
punkt der Befragung als abhängig Beschäftigte erwerbstätig 
oder arbeitslos waren, so kommt man zu folgendem Resultat: 
14 Prozent gaben an, in dem betreffenden Zeitraum einmal, 
und vier Prozent, mehrmals einen Arbeitsplatz verloren zu 
haben. Dabei erwies sich, daß Frauen mit insgesamt 22 Pro-
zent signifikant häufiger von Arbeitsplatzverlusten betroffen 
waren als Männer mit 16 Prozent (vgl. Tabelle 6). Untersucht 
man Unterschiede nach der Stellung im Beruf, so sind vor al-
lem die Gruppen von Interesse, die ein echtes Beschäftigungs-
risiko tragen; das sind die Arbeiter und Angestellten. Für die 
Gruppe der Beamten ist die Sicherheit des Arbeitsplatzes da-
gegen weitgehend durch institutionelle Regelungen garan-
tiert. Unsere Ergebnisse zeigen, daß Arbeiter ihren Arbeits-
platz signifikant häufiger verloren haben als Angestellte. Wie 
aus der Tabelle hervorgeht, waren die männlichen Angestell-
ten am wenigsten, die weiblichen Arbeiter dagegen am stärk-
sten von Arbeitsplatzverlusten in den zurückliegenden Jahren 
betroffen. 
Jede dritte der gegenwärtig erwerbstätigen oder arbeitslosen 
Arbeiterinnen hat nach 1970 mindestens einmal ihren Ar-
beitsplatz verloren. Als Erklärung für die im Durchschnitt ge-
ringere Arbeitsplatzsicherheit der Arbeiterinnen kommt die 
Tatsache in Frage, daß sie häufiger im Rahmen einer unquali-
fizierten Tätigkeit beschäftigt sind. Männliche Arbeiter, die 
als An- oder Ungelernte tätig sind, haben ihren Arbeitsplatz 
nahezu ebenso häufig verloren wie Arbeiterinnen. Die Unter-
suchung des Einflusses der beruflichen Bildung spricht eben-
falls für die Annahme eines entsprechenden Zusammenhangs, 
wie er auch aus der Arbeitslosenstatistik und Untersuchungen 
zur sozialen Rekrutierung von Arbeitslosen bekannt ist: Je 
geringer das Niveau der beruflichen Bildung, desto größer ist 
das Risiko des Arbeitsplatzverlustes. Von den potentiell be-
drohten abhängig Beschäftigten und Arbeitslosen ohne beruf-
lichen Bildungsabschluß haben 26 Prozent ihren Arbeitsplatz 
zwischen 1970 und 1977 mindestens einmal verloren, von 
denjenigen mit einer gewerblichen, kaufmännischen oder 
landwirtschaftlichen Lehre 19 Prozent und von den Personen 
mit einem höheren beruflichen Bildungsabschluß nur 11 Pro-
zent. 
Die Aufgliederung der Ergebnisse nach dem Lebensalter be-
stätigt die Vermutung, daß die unteren Altersgruppen in den 
zurückliegenden Jahren überproportional häufig Opfer von 
Entlassungen und erzwungenen Arbeitsplatzwechseln gewe-
sen sind. Gegenüber 26 Prozent der 18- bis 34jährigen gaben 
nur 14 Prozent der 35- bis 65jährigen an, ihren Arbeitsplatz 
nach 1970 mindestens einmal verloren zu haben. 
Der Anteil von Arbeitern, Angestellten und Auszubildenden, 
die ihren gegenwärtigen Arbeitsplatz als unsicher betrachten 
und befürchten, in naher Zukunft arbeitslos zu werden oder 
doch wenigstens ihre Stelle wechseln zu müssen, betrug im 
Sommer 1977 im Durchschnitt neun Prozent. Zwischen 
männlichen und weiblichen Beschäftigten ergaben sich dies-
bezüglich keine signifikanten Unterschiede. Bemerkenswert 
ist der mit 17 Prozent überdurchschnittlich hohe Anteil von 
Erwerbstätigen mit einer Fachhoch- oder Hochschulausbil-
dung, die die Sicherheit ihres Arbeitsplatzes als gering ein-
schätzen. Ähnlich pessimistisch äußerten sich nur die Be-
schäftigten ohne einen beruflichen Bildungsabschluß. Von 

13) Vgl. dazu Brinkmann, Chr., Schober-Gottwald, K., Zur beruflichen 
Wiedereingliederung von Arbeitslosen während der Rezession 1974/75, in: 
MittAB 2/1976, S. 91-116. 

14) Die Bedeutung der subjektiven Aspekte der Lebensqualität wird ausführlich 
diskutiert in: Campbell, A., Converse, Ph., (Hg.),The Human Meaning of 
Social Change, New York 1972. Vgl. dazu auch Zapf, W., Komponenten der 
Wohlfahrt, m: Krupp, H.-]., W. Zapf, Sozialpolitik und 
Sozialberichterstattung, Frankfurt 1977. 

15) Vgl. Welz, F., Bestimmungsgrößen der Frauenerwerbstätigkeit – Ergebnisse 
einer Umfrage, hektographierter Forschungsbericht, München 1970. 

ihnen befürchteten 15 Prozent, in naher Zukunft arbeitslos zu 
werden oder ihre Stelle wechseln zu müssen. Mit 18 Prozent 
überdurchschnittlich hoch ist dieser Anteil auch in der Al-
tersgruppe der 18- bis 24jährigen. Mögliche Erklärungen für 
diesen Befund sind die in diesem Personenkreis noch vertre-
tenen Lehrlinge, die nicht damit rechnen, weiterbeschäftigt 
zu werden, sowie das für diese Altersgruppe besonders hohe 
Entlassungsrisiko. 
Diese Ergebnisse, die zeigen, daß Gruppen, die die Sicherheit 
ihrer Arbeitsplätze vergleichsweise pessimistisch einschät-
zen, in der Regel mit denen identisch sind, die auch von Ar-
beitsplatzverlusten und Arbeitslosigkeit am stärksten betrof-
fen sind, können als Beleg dafür gewertet werden, daß sich die 
realen Gegebenheiten weitgehend zuverlässig im subjektiven 
Bewußtsein der potentiell Betroffenen widerspiegeln. 
Die Bedeutung der Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes für 
die Wohlfahrt der Betroffenen hängt wesentlich davon ab, 
wie groß die Chance ist, bei einem Arbeitsplatzverlust wieder 
eine geeignete Stelle zu finden. Im Rahmen einer auf die 
Wohnbevölkerung bezogenen Repräsentativbefragung ist es 
selbstverständlich nicht möglich, die tatsächlichen Chancen 
der Wiedereingliederung nach einem Arbeitsplatzverlust zu 
ermitteln 13). Vielmehr ging es hier darum zu untersuchen, 
wie Erwerbstätige ihre Arbeitsmarktchancen im Hinblick auf 
einen potentiellen Verlust ihres Arbeitsplatzes beurteilen. Si-
tuationsdeutungen und -evaluationen, wie zum Beispiel die 
Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes oder die Überzeu-
gung, jederzeit einen angemessenen Arbeitsplatz finden zu 
können, sind nicht nur als Handlungsdispositionen von Be-
deutung und deshalb als erklärende Variablen zu verwenden, 
sondern sie stellen selbst zentrale Bestandteile der Lebensqua-
lität dar 14). 
Die subjektive Beurteilung ihrer Chancen auf dem Arbeits-
markt wurde für die Erwerbstätigen mit folgender Frage er-
hoben: „Wenn Sie Ihre jetzige Stelle verlieren würden, wäre 
es für sie dann leicht, schwierig oder praktisch unmöglich, 
wieder eine geeignete Stelle zu finden?“. Auch diese Frage 
wurde einer früheren Studie entnommen, um einen zeitlichen 
Vergleich der Ergebnisse zu ermöglichen 15). 

3.2 Die subjektive Beurteilung der Arbeitsmarktchancen 

Die Antwortverteilung dokumentiert eine insgesamt doch 
sehr pessimistische Perspektive: 37 Prozent aller Erwerbstäti-
gen gaben an, daß es für sie leicht, 47 Prozent, daß es schwie-
rig und 16 Prozent, daß es praktisch unmöglich sei, bei einem 
Arbeitsplatzverlust wieder eine geeignete Stelle zu finden. 
Geschlechtsspezifische Unterschiede in der Antwortvertei-
lung stellten sich als statistisch nicht signifikant heraus. Die 
Aufgliederung nach der Stellung im Beruf ergibt, daß Beamte 
ihre Arbeitsmarktchancen pessimistischer beurteilen als An-
gestellte und Arbeiter, wobei der Grund dafür darin zu ver-
muten ist, daß diese Gruppe von Erwerbstätigen mit ihren be-
sonderen Qualifikationen und Voraussetzungen, ihre Ar-
beitskraft nur auf einem begrenzten und abgeschotteten Seg-
ment des Arbeitsmarktes erfolgversprechend anbieten kann 
und zudem durch ein hohes Anspruchsniveau charakterisiert 
ist. Als die Faktoren mit dem größten Einfluß auf die subjek-
tive Einschätzung der Arbeitsmarktchancen erwiesen sich das 
Lebensalter und der berufliche Bildungsabschluß. Wie aus 
Tabelle 7 hervorgeht, werden die Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt mit zunehmendem Lebensalter ungünstiger 
beurteilt, wobei in den Altersgruppen unter 35 Jahren keine 
signifikanten Differenzen festzustellen sind. Die Gruppe der 
50- bis 65jährigen schätzt ihre Arbeitsmarktchancen mit Ab-
stand am schlechtesten ein, eine Beurteilung, die das aus der 
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Alltagserfahrung, aber auch aus wissenschaftlichen Untersu-
chungen bekannte Einstellungsverhalten von Arbeitgebern 
realistisch zum Ausdruck bringt. Gegenüber 44 Prozent der 
18- bis 34jährigen abhängig Beschäftigten sind es nur 18 Pro-
zent der 50- bis 65jährigen, die ihre Wiederbeschäftigungs-
chancen bei einem potentiellen Arbeitsplatzverlust als unein-
geschränkt positiv bewerten. Dagegen betrachten es 38 Pro-
zent dieser Altersgruppe als unmöglich, wieder eine geeignete 
Stelle zu finden, sollte die jetzige verloren gehen, gegenüber 
nur acht Prozent unter den 18- bis 34jährigen. 

Aus Untersuchungen zur Arbeitslosigkeit ist bekannt, daß 
die faktischen Wiedereingliederungschancen maßgeblich von 
der Art der beruflichen Ausbildung beeinflußt werden 16). 
Dieser Zusammenhang spiegelt sich auch im Bewußtsein der 
Erwerbstätigen wider. Abhängig Beschäftigte, die eine Lehre, 
eine Berufsfachschule, eine Meister- oder Technikerausbil-
dung absolviert haben, beurteilen ihre Arbeitsmarktchancen 
signifikant optimistischer als die übrigen Gruppen. Überra-
schend ist der Befund, daß die Absolventen einer Fachhoch-
schule oder Hochschule ihre Chancen pessimistischer als alle 
anderen Gruppen, einschließlich der Beschäftigten ohne Be-
rufsausbildung, einschätzen. Nur 19 Prozent der Beschäftig-
ten mit einem Hochschulabschluß glauben, daß es für sie 
leicht sei, wieder eine geeignete Stelle zu finden, während dies 
55 Prozent für schwierig und 26 Prozent für praktisch un-
möglich halten. Die starke Konkurrenz und die zunehmen-
den Probleme auf dem Akademikerarbeitsmarkt scheinen die 
subjektive Bewußtseinslage demnach maßgeblich zu prägen, 
obwohl die Gruppe der Hochschulabsolventen, zumindest 
nach früheren Untersuchungsergebnissen, mit die besten 
Chancen einer Wiederbeschäftigung nach einem Arbeits-
platzverlust hat. 
Ein Zeitvergleich mit den Ergebnissen der von Weltz durch-
geführten Studie aus dem Jahre 1969 ist nur für die Gruppe 
der weiblichen Erwerbstätigen möglich. Die Gegenüberstel-
lung (vgl. Tabelle 8) zeigt, daß sich die gegenüber 1969 erheb- 

16) Vgl. Brinkmann, Chr., Schober-Gottwald, K., a. a. O., S. 100 f. 
17) Vgl. dazu Egle, F., Karr, W., Statistische Probleme einer systematischen 

Betrachtung der Arbeitslosigkeit, in: MittAB 3/1977, S. 363-369. 

lich verschlechterte Beschäftigungslage in der subjektiven Be-
urteilung der Arbeitsmarktchancen voll und ganz niederge-
schlagen hat. Wenn die Lebensqualität auch subjektive Kom-
ponenten hat, so dokumentiert dieser Zeitvergleich eine 
durchaus nicht unwesentliche Verringerung des Wohlfahrts-
niveaus. Dies trifft um so mehr zu, wenn man bedenkt, wel-
che negativen Konsequenzen mit einer pessimistischen Beur-
teilung der Arbeitsmarktchancen auf der Ebene von Verhal-
tensdispositionen, wie zum Beispiel der Reduzierung der 
Konfliktbereitschaft im Betrieb, oder auch der Restriktion 
faktischen Handelns etwa im Hinblick auf die Berufslauf-
bahnplanung verbunden sind. 

 

4. Die Betroffenheit von Arbeitslosigkeit und Dimensionen 
ihrer subjektiven Bedeutung 
4.1 Betroffenheit oder Erfahrung mit Arbeitslosigkeit 

Die Untersuchung des Ausmaßes an Erfahrung mit Arbeits-
losigkeit im Sinne der persönlichen Betroffenheit zielt darauf 
ab, aus einer Längsschnittperspektive das kumulative Risiko, 
arbeitslos zu werden, zu bestimmen und den Personenkreis 
zu identifizieren, der jemals von Arbeitslosigkeit betroffen 
war. Informationen zu dieser Fragestellung, die aus der offi-
ziellen Statistik der Arbeitslosigkeit nicht zu entnehmen sind, 
weil diese als Bestandsstatistik konzipiert ist17), haben nicht 
nur deskriptiven Wert. Geht man davon aus, daß Einstellun- 
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gen zur Arbeitslosigkeit und das Verhalten Arbeitslosen ge-
genüber auch durch eigene Erfahrung beziehungsweise das 
Fehlen eigener Erfahrung geprägt werden, so könnten diese 
Informationen auch als erklärende Variablen Verwendung 
finden. Man kann vermuten, daß es zum Beispiel im Hinblick 
auf die Frage, ob der Zustand der Arbeitslosigkeit für die be-
troffene Person mit einer sozialen Stigmatisierung verbunden 
ist, wie vielfach behauptet wird, nicht unwesentlich ist, ob 
nur eine Minorität der Bevölkerung entsprechende Erfahrun-
gen gemacht hat oder ob dies auf einen großen Anteil oder so-
gar die Mehrheit zutrifft und die Erfahrung der Arbeitslosig-
keit damit praktisch zum kollektiven Wissensbestand gehört. 
Bei der Frage nach der Betroffenheit von Arbeitslosigkeit 
wurde ein härteres Kriterium angelegt, als bei der Ermittlung 
von Arbeitsplatzverlusten. Es wurde gefragt: ,,Wenn Sie 
einmal zurückdenken, wie oft sind Sie persönlich länger als 
einen Monat unfreiwillig arbeitslos gewesen?“. Damit sollten 
Fälle kurzfristiger Friktionsarbeitslosigkeit ausgeschlossen 
werden. Auf die gesamte Wohnbevölkerung über 18 Jahren 
bezogen ergab unsere Untersuchung einen Anteil von 23 Pro-
zent der Befragten, die mindestens einmal länger als einen 
Monat arbeitslos gewesen sind, darunter sieben Prozent mehr 
als einmal. Berücksichtigt man nur Befragte, die jemals er-
werbstätig gewesen sind, kommt man auf einen Anteil von 
insgesamt 25 Prozent, 32 Prozent bei den Männern und 19 
Prozent bei den Frauen (vgl. Tabelle 9). Unter den zum Zeit-
punkt der Befragung abhängig Beschäftigten oder Arbeitslo-
sen sind vor allem die Arbeiter und Angestellten von Interes-
se. 

Wie aus Tabelle 9 hervorgeht, waren 24 Prozent der Ange-
stellten und 32 Prozent der Arbeiter während ihres bisherigen 
Arbeitslebens mindestens einmal länger als einen Monat un-
freiwillig arbeitslos. Eine longitudinale Betrachtungsweise 
ergibt demnach für Erwerbspersonen mit Arbeiterstatus ein 
höheres Beschäftigungsrisiko als für die Gruppe der Ange-
stellten. Unter den Arbeitern ist auch der Anteil derjenigen 

höher, die mehr als einmal arbeitslos gewesen sind. Arbeite-
rinnen waren häufiger von Arbeitslosigkeit betroffen als ihre 
männlichen Kollegen, dies sicher auch als Folge ihrer im 
Durchschnitt niedrigeren beruflichen Qualifikation. Mehr als 
jede dritte Arbeiterin war während ihres bisherigen Berufsle-
bens mindestens einmal arbeitslos; ein weiterer Beleg für die 
besondere Benachteiligung dieser Beschäftigtengruppe. Der 
Anteil derjenigen, die angeben, mehr als einmal arbeitslos 
gewesen zu sein, ist allerdings unter den Frauen geringer als 
unter den Männern, möglicherweise deshalb, weil Arbeitslo-
sigkeit bei Frauen häufig den Rückzug aus dem Berufsleben 
zur Folge hat. 
Wie zu erwarten, wird das Risiko, von Arbeitslosigkeit be-
troffen zu werden, entscheidend von der Art der beruflichen 
Qualifikation beeinflußt. Die Ergebnisse bestätigen den aus 
Untersuchungen zur Struktur der Arbeitslosen bekannten 
Zusammenhang, daß Risiko und Betroffenheit zunehmen, je 
geringer die berufliche Qualifikation ist. Gegenüber 17 Pro-
zent der Hochschulabsolventen gaben 38 Prozent der abhän-
gig Beschäftigten oder gegenwärtig arbeitslosen Personen 
ohne Berufsausbildung an, in ihrem bisherigen Berufsleben 
mindestens einmal arbeitslos gewesen zu sein. 
Sicher keine exakten Daten, aber immerhin doch eine Vorstel-
lung von der Größe des auf das gesamte Erwerbsleben bezo-
genen Beschäftigungsrisikos erhält man, wenn die entspre-
chenden Anteile für die Personen berechnet werden, die zum 
Zeitpunkt der Befragung als Rentner schon aus dem Erwerbs-
leben ausgeschieden waren. Von diesen Personen gaben 45 
Prozent an, in ihrem früheren Berufsleben mindestens einmal 
arbeitslos gewesen zu sein, von den Männern sogar mehr als 
jeder zweite. Unter den ehemaligen Arbeitern beträgt dieser 
Anteil 50 Prozent und ist damit höher als unter den Angestell-
ten. 
Ohne diese Resultate hier im einzelnen zu interpretieren und 
zu diskutieren, kann man daraus doch den einfachen Schluß 
ziehen, daß persönliche Betroffenheit und Erfahrung mit den 
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Problemen der Arbeitslosigkeit in der Bevölkerung und nicht 
nur unter den gegenwärtig Erwerbstätigen weit verbreitet 
sind. Dies muß sicher berücksichtigt werden, wenn über die 
Reaktion auf Arbeitslosigkeit im Kontext dieser Gesellschaft, 
insbesondere auch über das Problem der Interaktion zwi-
schen Arbeitslosen und ihrer Umwelt diskutiert wird. 
Die Frage nach den Zeitabschnitten, in die die Arbeitslosig-
keit fiel, ergab, daß fast die Hälfte der betroffenen Frauen erst 
in der Phase nach 1970 arbeitslos gewesen ist, gegenüber 28 
Prozent der betroffenen Männer. Unter den Männern war 
dagegen ein größerer Anteil bereits vor 1945 arbeitslos (27 
Prozent) als unter den Frauen (17 Prozent). 

 

Nicht nur von theoretischem Interesse wäre es, der Frage 
nachzugehen, inwieweit die historische Phase, in der die Er-
fahrungen mit der Arbeitslosigkeit gewonnen wurden, einen 
Einfluß auf die Beurteilung der Arbeitslosigkeit und die 
Wahrnehmung der Bedrohung durch die Arbeitslosigkeit in 
der Gegenwart hat. Denkbar wäre, daß Personen, die zu einer 
Zeit arbeitslos gewesen sind, als Beschäftigungslosigkeit mit 
Massenelend, materieller Not und politischer Krise gleichbe-
deutend war, die Bedrohung anders bewerten als Personen, 
die Arbeitslosigkeit unter veränderten gesellschaftlichen Be-
dingungen, zum Beispiel einer entwickelten sozialen Siche-
rung und auf einem insgesamt höheren Lebensniveau erfahren 
haben. Allerdings erlaubt die Datenbasis dieser Untersu-
chung vor allem wegen der doch vergleichsweise geringen 
Fallzahlen es nicht, diese Frage verläßlich zu beantworten. 

4.2 Dimensionen der Bedeutung von Arbeitslosigkeit und ihre 
subjektive Wichtigkeit 

Für die Dynamik eines sozialen Problems und dessen gesell-
schaftliche Relevanz ist es nicht unwesentlich, wie es von der 
Bevölkerung wahrgenommen und welche Bedeutung ihm zu-
geschrieben wird. Die individuelle Bedeutung, die der Ar-
beitslosigkeit in der Bundesrepublik von verschiedenen Be-
völkerungsgruppen zugeschrieben wird, und die subjektive 
Wichtigkeit einzelner Dimensionen wurde mit folgender 
Frage zu ermitteln versucht: ,,In den Jahren 1975, 1976 und 
Anfang 1977 gab es in der Bundesrepublik zeitweilig mehr als 
eine Million Arbeitslose. Nehmen Sie einmal an, Sie würden 
selbst arbeitslos sein. Was glauben Sie, würden für Sie sehr 
wichtige, weniger wichtige oder keine Probleme sein?“. Den 
Befragten wurden acht Items zur Beantwortung vorgelegt, in 
denen verschiedene, in der öffentlichen Diskussion häufig ge-
nannte ökonomische, soziale und psychische Begleiterschei-
nungen oder Konsequenzen der Arbeitslosigkeit angespro-
chen werden. 

18) Möglicherweise müßte bei der Interpretation der Daten berücksichtigt 
werden, daß die einzelnen Dimensionen in unterschiedlichem Maße der 
„sozialen Erwünschbarkeit“ unterliegen. Ein entsprechender Test konnte 
jedoch im Rahmen dieser Untersuchung nicht durchgeführt werden. 

Der besseren Vergleichbarkeit und Interpretierbarkeit halber 
wurde ein Index der Wichtigkeit berechnet. Dazu wurde die 
ursprüngliche Ordinalskala unter den üblichen Annahmen in 
eine Intervallskala transformiert: Die Kategorie ,,unwichtig“ 
erhält den Wert Null, die Kategorie „weniger wichtig“ den 
Wert Eins und die Kategorie „sehr wichtig“ den Wert Zwei. 
Nach einer Standardisierung und der Multiplikation mit 
Hundert kann der Index Werte zwischen Null und Zweihun-
dert annehmen. Auf die Gesamtpopulation bezogen ergab die 
Untersuchung folgende Wichtigkeitsrangfolge der acht ge-
nannten Dimensionen: 

 

Die Rangfolge der Dimensionen zeigt, daß die zentrale Be-
deutung der Arbeitslosigkeit nach wie vor in der Bedrohung 
der zukünftigen und gegenwärtigen Existenz gesehen wird. 
Dazu gehören auch die vermuteten negativen Einflüsse auf 
das Familienleben. Psychische Dimensionen der Beeinträch-
tigung des Selbstwertgefühls folgen auf den Mittelplätzen. 
Den sozialen Dimensionen des Prestigeverlustes und der so-
zialen Isolierung wird ebenso wie der Langeweile als Problem 
der Arbeitslosigkeit nur eine vergleichsweise geringe Bedeu-
tung zugeschrieben18). Tabelle 11 zeigt die Wichtigkeitsrang-
folge für verschiedene Bevölkerungsgruppen. Dabei fällt auf, 
daß es hier keine grundlegende gruppenspezifische Differen-
zen gibt. Das gilt vor allem für die vorderen Rangplätze. Die 
Ungewißheit für die Zukunft, die Beeinträchtigung des Le-
bensstandards und die negative Beeinflussung des Familienle-
bens werden in dieser Reihenfolge von nahezu allen gesell-
schaftlichen Gruppen als die wichtigsten Probleme der Ar-
beitslosigkeit angesehen. 
Deutlicher als in der Rangfolge sind die Unterschiede in der 
Wichtigkeitsbeurteilung gemessen an den Indexwerten (vgl. 
Tabelle 12). Hier gibt es sowohl über die Dimensionen als 
auch über die verschiedenen Teilpopulationen betrachtet eine 
erhebliche Streuung. Den niedrigsten Wert erreichte die Di-
mension Langeweile bei den Erwerbstätigen mit Abitur (55), 
den höchsten die Dimension Zukunftsaussichten bei den 18-
bis 24jährigen Erwerbstätigen (187). 
Der Beeinträchtigung des Lebensstandards schreiben Arbei-
ter und Arbeitslose die relativ größte Bedeutung zu. Den 
niedrigsten Punktwert auf dieser Dimension erreichen die 
Abiturienten, Beamten und Nichterwerbstätigen. Hinsicht-
lich der Zukunftsaussichten ergeben sich plausible Unter-
schiede zwischen den Altersgruppen. Für die über 50jährigen 
ist diese Dimension nicht mehr in dem gleich hohen Maße von 
Bedeutung wie für die Jüngeren. In der Langeweile wird noch 
am ehesten von den Jugendlichen und den Arbeitslosen ein 
Problem gesehen. Langeweile wird offenbar um so weniger 
als relevante Begleiterscheinung der Arbeitslosigkeit betrach-
tet, je höher das Bildungsniveau ist und je mehr Alternativrol-
len zur Erwerbstätigkeit zur Verfügung stehen. Auf den Di-
mensionen der Beeinträchtigung des Selbstwertgefühls, 
Nutzlosigkeit und persönlicher Mißerfolg, erreichen die 
männlichen Erwerbstätigen insgesamt höhere Indexwerte als 
die Frauen. Der soziale Prestigeverlust wird neben den Ju- 
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gendlichen vor allem von den Arbeitern als ein relativ wichti-
ges Problem betrachtet. Eine negative Beeinflussung des Fa-
milienlebens erwarten die 25- bis 34jährigen eher als die ande-
ren Altersgruppen, die Erwerbstätigen mit Hauptschulab-
schluß eher als diejenigen mit einem höheren Bildungsab-
schluß, Beamte eher als Arbeiter und Männer eher als Frauen. 
Dem Verlust von Kollegen und Freunden schreiben Jugendli-
che und die Arbeitslosen vergleichsweise die größte Bedeu-
tung zu, die Erwerbstätigen im Alter von 50 bis 65 Jahren die 
geringste. 

An einem Gesamtindex gemessen (arithmetisches Mittel der 
Einzelindices) wurden die angesprochenen Dimensionen ins-
gesamt von der Gruppe der 18- bis 24jährigen Erwerbstätigen 
am wichtigsten genommen, gefolgt von den Arbeitern und 
der Gruppe der Erwerbstätigen mit einem Volks- oder 
Hauptschulabschluß. Verallgemeinernd kann die in dem Ge-
samtindex zusammengefaßte Beurteilung der Arbeitslosig-
keitsdimensionen so interpretiert werden: Männer empfinden 
die genannten Folgen der Arbeitslosigkeit bedeutender als 
Frauen, Arbeiter bedeutender als Beamte und Angestellte, 
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Erwerbstätige mit Volks- oder Hauptschulabschluß bedeu-
tender als Erwerbstätige mit mittlerer Reife oder Abitur, jün-
gere Erwerbstätige bedeutender als ältere. 
Die Arbeitslosen selbst nehmen in dieser Rangfolge nur einen 
Mittelplatz ein. Dies könnte so interpretiert werden, daß die 
angesprochenen Bedeutungsdimensionen der Arbeitslosig-
keit sich für verschiedene Gruppen von Erwerbstätigen be-
drohlicher und wichtiger darstellen, als sie von den tatsächlich 
Betroffenen wahrgenommen und erfahren werden. Aller-
dings muß hier berücksichtigt werden, daß die Zahl der Ar-
beitslosen in diesem Sample nur sehr gering ist und deshalb 
die entsprechenden Angaben für diese Gruppe mit größeren 
Zufallsfehlern behaftet sind. 

4.3 Die subjektive Beurteilung der sozialen Sicherung bei 
Arbeitslosigkeit 

Die Bedrohung, die von einem Arbeitsplatzverlust ausgeht, 
ist um so größer, je unzureichender die Maßnahmen der so-
zialen Sicherung sind, je stärker also die materielle und soziale 
Existenz durch Arbeitslosigkeit gefährdet wird. Das Ausblei-
ben sozialer Unruhen und Konfliktverschärfungen, das Aus-
bleiben auch von quantitativ ins Gewicht fallenden Bekennt-
nissen zu extremen Parteien und insgesamt eines spürbaren 
Entzugs von Massenloyalität bei der seit mehreren Jahren an-
haltenden hohen Arbeitslosigkeit, wird immer wieder mit der 
Dichte und der Leistungsfähigkeit des Systems der sozialen 
Sicherung in der Bundesrepublik erklärt 19). Daten zur ob-
jektiven Leistung des Systems der sozialen Sicherung und der 

19) Vgl. Noll, H.-H., a. a. O., S. 253 ff. 
20) Brinkmann, Chr., Finanzielle und psycho-soziale Belastungen während der 

Arbeitslosigkeit, in: MittAB 4/1976, S. 397-413; Noll, H.-H., a. a. O., S. 254 
ff; Saterdag, H., Situationsmerkmale von Arbeitslosen Anfang 1975 und 
Voraussetzungen für die Aufnahme einer neuen Beschäftigung, in: MittAB 
2/1975, S. 136-148. 

faktischen finanziellen Folgen der Arbeitslosigkeit für die Be-
troffenen bestätigen zwar die generelle Funktionsfähigkeit 
der Sicherungsinstitutionen, sie zeigen andererseits aber auch 
beträchtliche Einkommenseinbußen und das Entstehen von 
Problemgruppen durch Arbeitslosigkeit auf20). Darüber 
hinaus wird die arbeitsmarktpolitische Frage nach der ange-
messenen Höhe der Arbeitslosenunterstützung seit langem 
kontrovers diskutiert. Es ist daher von Interesse zu wissen, 
wie der Bevölkerungsdurchschnitt und wie verschiedene, 
selbst mehr oder weniger bedrohte oder betroffene Bevölke-
rungsgruppen die finanzielle Absicherung im Falle der Arbei-
tslosigkeit subjektiv beurteilen. 
Auf die Frage „Ist die finanzielle Absicherung bei Arbeitslo-
sigkeit Ihrer Meinung nach in der heutigen Zeit unzurei-
chend, ausreichend, gut oder übertrieben?“ antworten 13 
Prozent aller Befragten mit „unzureichend“, 44 Prozent 
„ausreichend“, 20 Prozent „gut“, 13 Prozent „übertrieben“ 
und 10 Prozent „weiß nicht“. Das Ergebnis dokumentiert 
in der Tendenz eine negative Beurteilung und fällt damit über-
raschend kritisch aus. Der häufigste Wert ist über alle Grup-
pen hinweg die Kategorie „ausreichend“ (vgl. Tabelle 13). 

Erwerbstätige beurteilen die Absicherung als potentiell Be-
troffene etwas kritischer als Nichterwerbstätige, die selbstän-
dig Beschäftigten sehen die Absicherung nur zu einem gerin-
gen Teil als unzureichend an, aber fast ein Drittel hält sie für 
übertrieben hoch. Noch geringer als bei den Selbständigen ist 
unter den Beamten, als von Arbeitslosigkeit kaum bedrohter 
Gruppe, der Anteil, der die Absicherung als unzureichend 
bewertet, mit drei Prozent. Deutlich höher ist dieser Anteil 
unter den Angestellten mit 14 Prozent und unter den Arbei-
tern mit 20 Prozent. Die Arbeitslosen selbst beurteilen die fi-
nanzielle Absicherung erheblich negativer als alle anderen 
Gruppen. 

  

 

  

416 MittAB 4/78 


	Gliederung

